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zuständigen Räte der Kreise erfolgt nicht. Die Vertrags­
gerichte entscheiden folglich auch in allen die Unternehmen 
betreffenden Angelegenheiten, die nach den handelsrecht­
lichen Vorschriften den Registergerichten obliegen.

Für die Prüfung der Unterscheidbarkeit der Firma einer 
Handelsgesellschaft (unabhängig davon, ob eine ausländische 
Beteiligung vorliegt oder nicht) entsprechend § 30 HGB sind 
zukünftig sowohl die Eintragungen in das Register bei den 
Vertragsgerichten, als auch die Eintragungen in das Handels­
register bei den Räten der Kreise zu beachten. Die Vertrags­
gerichte haben die handelsrechtlichen Voraussetzungen für 
die Eintragung von Unternehmen in das Register ebenso zu 
prüfen wie die Übereinstimmung des Gesellschaftsvertrages 
bzw. der Satzung mit der erteilten Genehmigung (vgl. § 14 
Abs. 1).

Besonderheiten bei Sacheinlagen

Die Beteiligten am Unternehmen haben die Möglichkeit, 
ihre Einlagen in das Unternehmen in Form von Bareinlagen
— auch in ausländischer Währung — sowie in Form von Sach­
einlagen jeglicher Art einzubringen (vgl. §§ 17, 18 der VO).

Die Einbringung von Grundstücken in Unternehmen ist 
angesichts der von vielen Seiten geäußerten Befürchtungen 
eines Ausverkaufs der DDR jedoch nicht vorgesehen. Boden 
kann von Beteiligten der DDR nur zur Nutzung in das Unter­
nehmen eingebracht werden (§ 17 Abs. 2). Das Eigentumsrecht 
am Boden wird dadurch nicht verändert. Auf dem Boden 
befindliche Gebäude und bauliche Anlagen können aber von 
den Beteiligten der DDR in das Unternehmen eingebracht 
werden, wobei eine Eigentumsübertragung auf das Unterneh­
men erfolgt, unabhängig davon, in welcher Rechtsform das 
Unternehmen gebildet wird. § 17 Abs. 3 bestimmt, daß in 
diesem Fall unabhängig vom Eigentum am Boden selbstän­
diges Eigentum entsteht. Wenn durch das Unternehmen 
Gebäude neu errichtet werden, kann es an diesen Gebäuden 
Eigentum begründen, sofern sie auf eingebrachtem Boden 
stehen.

Die Bewertung der Sacheinlagen erfolgt im Gesellschafts­
vertrag bzw. in der Satzung in freier Vereinbarung zwischen 
den Beteiligten am Unternehmen. Sie sind dabei nicht an die 
preisrechtlichen Vorschriften der DDR gebunden und sollen 
sich — in Verallgemeinerung des in § 17 Abs. 2 für die Bewer­
tung des Nutzungsrechts an Boden aufgestellten Grundsatzes
— an internationalen Marktwerten orientieren. Im Interesse 
der Gläubiger des Unternehmens und zum Schutz der Betei­
ligten aus der DDR sind die Werte der Sacheinlagen auf der 
Grundlage des § 19 Satz 2 i. V. m. § 5 Abs. 3 der VO auch bei 
GmbH, OHG und KG entsprechend den Bestimmungen des 
Aktiengesetzes (§§ 25 bis 27) zu prüfen. Diese Prüfung muß 
vor der Anmeldung der Unternehmen zum Register er­
folgen; die Gründungsprüfer bestellt das Vertragsgericht auf 
Antrag (vgl. § 25 Abs. 3 Aktiengesetz). Der Prüfungsbericht 
gehört zu den bei der Anmeldung zum Register einzureichen­
den Unterlagen (§ 29 Abs. 2 Ziff. 4 Aktiengesetz); das Ver­
tragsgericht kann die Eintragung eines Unternehmens in das 
Register auch unter den Voraussetzungen des § 31 Abs. 2 
Aktiengesetz (Mängel im Prüfungsbericht; zu hohe Bewer­
tung der Sacheinlagen) ablehnen.

Arbeitsverhältnisse

Für die Arbeitsrechts- und Sozialversicherungsverhältnisse 
der Beschäftigten von Unternehmen mit ausländischer Betei­
ligung gilt das Arbeits- und Sozialversicherungsrecht der 
DDR. Die Entlohnung und die Leistungen der Sozialversiche­
rung erfolgen in Mark der DDR (§ 30). Vorstellungen, wonach 
für die Arbeitsverhältnisse in solchen Unternehmen besondere 
Bedingungen gelten müßten, wurde nicht entsprochen. Zur 
Anwendung gelangen die Rahmenkollektivverträge (RKV) 
bzw. Tarifverträge des entsprechenden Wirtschaftszweiges. 
Damit sind die Rahmenbedingüngen für die Entlohnung, die 
Dauer der wöchentlichen Arbeitszeit und des Erholungs­
urlaubs festgelegt. Für die Anwendung der RKV bzw. Tarif­
verträge ist u. E. folgendes maßgeblich:

— Stimmt die wirtschaftliche Tätigkeit des Unternehmens 
mit der des DDR-Beteiligten überein, so ist dessen RKV bzw. 
Tarifvertrag anzuwenden. Sind mehrere Gesellschafter auf 
DDR-Seite beteiligt, ist der RKV bzw. Tarifvertrag anzu­
wenden, der der wirtschaftlichen Tätigkeit des Unternehmens 
am nächsten kommt;

— Sind auf DDR-Seite volkseigene und private Betriebe 
gemeinsam beteiligt und stimmt deren wirtschaftliche Tätig­
keit gleichermaßen mit der des Unternehmens überein, so ist

der RKV des VEB anzuwenden, es sei denn, daß seine Betei­
ligung an der Gesellschaft von untergeordneter Bedeutung ist;

— Besteht zwischen der wirtschaftlichen Tätigkeit der 
DDR-Gesellschafter und der des Unternehmens keine Über­
einstimmung, ist der RKV eines Wirtschaftszweiges anzu­
wenden, dem die wirtschaftliche Tätigkeit des Unternehmens 
am nächsten kommt, vorausgesetzt, daß auf DDR-Seite ein 
VEB, eine staatliche Einrichtung oder eine Genossenschaft 
beteiligt ist. Sind auf DDR-Seite ausschließlich Handwerker, 
Gewerbetreibende und andere Bürger beteiligt, ist ein Tarif­
vertrag für Betriebe mit vergleichbarer wirtschaftlicher 
Tätigkeit anzuwenden.

Für Dienstreisen der Beschäftigten von Unternehmen in 
das Ausland findet das Reisekostenrecht der DDR bezüglich 
der Zahlung von Tagegeldern in Devisen Anwendung.

Völlige Vertragsfreiheit besteht für den Abschluß von 
Dienstverträgen mit ausländischen Geschäftsführern und Vor­
standsmitgliedern (vgl. § 32 Abs. 1).

Ausländische Fachkräfte können von ausländischen Gesell­
schaftern zur Tätigkeit in das Unternehmen entsendet werden. 
Dadurch entsteht kein Arbeitsrechtsverhältnis mit dem 
Unternehmen (vgl. § 32 Abs. 2)f Über die Art und Weise der 
Erstattung der damit verbundenen Aufwendungen der aus­
ländischen Gesellschafter können zwischen diesem und dem 
Unternehmen Vereinbarungen getroffen werden. Durch die 
Vorschrift des § 32 Abs. 2 wird das Unternehmen mit aus­
ländischer Beteiligung nicht daran gehindert, Arbeitsverträge 
mit ausländischen Werktätigen abzuschließen — jedoch nur 
zu den für die Werktätigen der DDR geltenden Bedingungen.

Aufgaben der Kreisgerichte

Auf Grund der vergleichsweise günstigen Rahmenbedingun­
gen für ausländische Investitionen und des besonderen 
Charakters der Beziehungen zur BRD wird mit der Gründung 
einer sehr großen Zahl von Unternehmen mit ausländischer 
Beteiligung auf.dem Territorium der DDR in recht kurzer 
Zeit gerechnet. Da sowohl nach allgemeinem Handelsrecht als 
auch nach § 34 Abs. 1 der VO die Kreisgerichte für die Ent­
scheidung von Streitigkeiten aus dem Gesellschaftsrechtsver­
hältnis (d. h. dem Verhältnis der Gesellschafter zueinander 
und zur Gesellschaft) zuständig sind, kann davon ausgegangen 
werden, daß sich die Kreisgerichte künftig sehr viel häufiger 
als bisher mit Fällen gesellschaftsrechtlicher Natur befassen 
müssen. '*

Relativ schwierig ist die Abgrenzung zu den Register­
sachen, die — in Abweichung von der ursprünglichen handels­
rechtlichen Konzeption — von den Vertragsgerichten zu ver­
handeln und zu entscheiden sind (vgl. § 14 Abs. 1 letzter Satz). 
Zu letzteren Angelegenheiten gehört u. Ё. z. B. auch die Be­
stellung von gesetzlichen Vertretern der Gesellschaft in den 
von den Rechtsvorschriften bestimmten Fällen (z. B. von Li­
quidatoren gemäß § 146 HGB oder § 66 GmbH-Gesetz).

Ein weiteres Abgrenzungsproblem ergibt sich, wenn die 
Beteiligten am Unternehmen Von der Option des § 34 Abs. 1 
Satz 2 Gebrauch machen und für vermögensrechtliche Streitig­
keiten die Zuständigkeit eines in- oder ausländischen Schieds­
gerichts vereinbaren, denn theoretisch können sämtliche 
Probleme aus dem Gesellschaftsrechtsverhältnis auch Aus­
wirkungen auf die Vermögenslage der Beteiligten haben. Auf 
jeden Fall werden Fragen, die den Bestand einer Gesellschaft 
oder den Bestand'von Beschlüssen von Organen der Gesell­
schaft (Unwirksamkeit, Anfechtbarkeit, Nichtigkeit) betreffen, 
als Streitigkeiten anzusehen sein, die nicht vermögensrecht­
licher Natur. sind und deshalb nicht zur Entscheidung an 
Schiedsgerichte verwiesen werden dürfen.

In allen Fällen haben die Kreisgerichte als auch die 
Schiedsgerichte in den gesellschaftsrechtlichen Verhältnissen 
der Unternehmen mit ausländischer Beteiligung in der DDR 
in Übereinstimmung mit § 8 des Rechtsanwendungsgesetzes 
vom 5. Dezember 1975 (GBl. I Nr. 46 S. 748) das Recht der 
DDR anzuwenden, da diese Unternehmen ihre Rechtsfähig­
keit vom Recht der DDR ableiten. Für eine Vereinbarung 
der Anwendung des Rechts anderer Staaten, insbesondere des 
Rechts der BRD, besteht kein Raum.

Angesichts zunehmender Nutzung traditioneller gesell­
schaftsrechtlicher Formen in der DDR, als Unternehmen mit 
oder ohne ausländische Beteiligung, werden die Kreisgerichte 
auf Grund der 1975 vorgenommenen Ablösung der Konkurs­
ordnung durch die VO über die Gesamtvollstreckung vom 
13. Dezember 1975 (GBl. I 1976 Nr: 1 S. 8) vor nahezu unlösbare 
Aufgaben gestellt, wenn die Überschuldung solcher Unter­
nehmen eintritt. Gesetzgebung und Rechtswissenschaft der 
DDR sind daher vor die Aufgabe gestellt, in kürzesten Fristen 
eine moderne Regelung des Insolvenzrechts zu schaffen.


